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Vorwort 

Mit der EG-Öko-Audit-Verordmmg ist ein an Unternehmen gerichtetes In-
strument der Umweltpolitik geschaffen worden, das sich in vielerlei Hinsicht 
zum Teil gravierend von traditionellen Instrumenten des Umweltrechts unter-
scheidet. Neben der Ausrichtung auf eine "Nachhaltige Entwicklung" zählen zu 
den herausragenden Besonderheiten der "doppelte Freiwilligkeitscharakter" und 
die Öffentlichkeitsorientierung: Zum einen wird kein Unternehmen verpflichtet, 
sich den Anforderungen der Verordnung zu unterwerfen; das "System" basiert 
auf freiwilliger Teilnahme. Zum anderen legen teilnehmende Unternehmen in 
Eigenverantwortung, also autonom, das materielle Umweltschutzniveau fest, 
das sie im Rahmen der Systemteilnahme zu erreichen planen. 

Sich hieraus ergebende Aktivitäten verursachen jedoch Kosten, denen in 
mindestens gleicher Höhe Nutzen gegenüber stehen muß; andernfalls wäre mit 
einer Bereitschaft seitens der Unternehmen teilzunehmen - und das auf mög-
lichst hohem Niveau -, nicht zu rechnen. Der Vollzug liefe dann ins Leere: Die 
Verordnung hätte zwar formell Geltung, würde aber nicht (mehr) angewendet 
werden. 

Insofern sind (ökonomische) Anreize zur Teilnahme erforderlich. Sie sollen 
sich ergeben durch den Einsatz eines Logos sowie einer durch einen zugelasse-
nen Umweltgutachter geprüften - und damit möglicherweise besonders glaub-
würdigen - "Umwelterklärung", eine Art Umweltbericht, in der Unterneh-
menswerbung. Im Sinne des Regelungsmechanismus erhoffen sich teilnehmen-
de Unternehmen dadurch wirtschaftliche Vorteile, insbesondere durch Verhal-
tensänderungen bei Konsumenten, durch verbesserte Konditionen bei der Kre-
ditvergabe auf grund einer höheren Kreditsicherheit, durch niedrigere Versiche-
rungsprämien bei der Versicherung von Umwelthaftungsrisiken, durch Zu-
schlagsprivilegien beim öffentlichen Beschaffungswesen und durch Erleichterun-
gen beim Vollzug des einschlägigen Umwelt(ordnungs)rechts. 

Welche Bedingungen ertUllt sein müssen, damit diese Teilnahmeanreize mo-
tivierende Wirkungen entfalten, ob und inwieweit die EG-Öko-Audit-Verord-
nung die mit ihr verfolgten umweltpolitischen Ziele erreichen kann, ob gegebe-
nenfalls vorliegende Rechtsprobleme die Wirksamkeit der Verordnung behin-
dern, durch welche politischen Maßnahmen sich die Wirksamkeit des Rege-
lungssystems beeinflussen läßt und ob die Regelungsstruktur geeignet er-
scheint, zum einen Erleichterungsmaßnahmen im Umweltrecht zu unterstützen 
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sowie - zum anderen - auf andere regelWlgsbedürftige Bereiche übertragen zu 
werden, ist bisher wissenschaftlich umfassend noch nicht untersucht worden. 

Diesen Fragestellungen widmet sich die vorliegende Arbeit. Hierzu war es 
zwingend notwendig, neben einer rechts- und verwaltWlgswissenschaftlichen 
DurchdringWlg des Regelungssystems auch ökonomische Aspekte zu berück-
sichtigen. Dieses Erfordernis ergibt sich aus der Tatsache, daß die (hauptsäch-
lich) an WirtschaftsWlternehmen gerichtete EG-Öko-Audit-VerordnWlg aufgrund 
ihres Freiwilligkeitscharakters wirtschaftliche Anreize zur Teilnahme am Sy-
stem erforderlich macht. Dem habe ich versucht, RechnWlg zu tragen. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 1998/99 von der Wirt-
schafts- und Sozialwissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Alexander-Univer-
sität Erlangen-Nürnberg als Dissertation angenommen. 

Danken möchte ich zuvörderst meinem Doktorvater, Herrn Professor Dr. iur. 
Karl Albrecht Schachtschneider, fiir die Betreuung der Arbeit, fiir die Gewäh-
rung des wissenschaftlichen Freiraumes bei der Auswahl und Bearbeitung des 
Themas, rur die Lehre, die ich bei ihm habe genießen können, fiir die nette und 
entgegenkommende Art, die nicht unwesentlich zur Motivation und Arbeits-
freude beitrug, sowie auch fiir die Aufuahme der Schrift in die Reihe "Beiträge 
zum Europäischen Wirtschaftsrecht". 

Besonderen Dank schulde ich auch Herrn Professor Dr. rer. pol. Joachim 
Klaus fiir die Übernahme des Zweitgutachtens. Bedanken möchte ich mich fer-
ner bei dem Mitherausgeber der Schriftemeihe, Herrn Professor Dr. iur. W. 
Blomeyer. 

Das Promotionsprojekt wurde gefördert von der Friedrich-Ebert-StiftWlg 
(FES), der ich mich zu großem Dank verpflichtet fiihle. Dies gilt insbesondere 
meiner Betreuerin bei der FES, Frau Marianne Braun, fiir ihre zuvorkommende 
und angenehme Art sowie den sanften - stets willkommenen - Druck, der von 
ihr ausging. Danken möchte ich auch der Gutmann-StiftWlg fiir die Bereitstel-
lung und Verleihung des Promotionspreises der WiSo-Fakultät der Universität 
Erlangen-Nümberg. 

Während der Anfertigoog der Dissertation entstand das "Doktoranden-Netz-
werk Öko-Audit", ein gemeinnützig-anerkannter, interdisziplinär ausgerichteter 
Verein, dem über 50 Doktoranden und Habilitanden aus fiinf Ländern Europas, 
die sich mit Umweltmanagementfragen auseinandersetzen, beigetreten sind. Al-
len Mitgliedern sei herzlich fiir die vielen Diskussionen über Einzelfragen ge-
dankt. Hervorheben möchte ich die Herren Dr. iur. Heiko Falk, Dipl.-Ing. sc. 
agr. Jens Pape und Dipl.-Kfrn. Martin Müller fiir die vielen wichtigen Gesprä-
che, Hinweise und HilfestellWlgen sowie auch Frau Dipl.-Ing. Helga Kanning 
und Frau Dr. rer. nat. Simone A. M. Vollmer rur wertvolle Amegungen. 
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Konstruktive Kritik und damit bedeutende Unterstützung erhielt ich auch 
von den Herren Dr.-Ing. Andreas Friedel und Dr. rer. pol. Michael Rothgang. 
Vielen Dank dafiir. 

Mein ganz besonderer Dank gilt meinem Vater, nicht nur fiir seine ständige 
mentale Unterstützung und die kontinuierliche Informationsversorgung, sondern 
auch fiir sein Interesse am Thema und der daraus resultierenden wertvollen kon-
struktiven Kritik an meiner Arbeit. 

Stuttgart, im Frühjahr 1999 Ulrich Nissen 
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Hintergrund der Arbeit 

Mit der EG-Öko-Audit-VerordnWlg1 ist ein an Untemehmen2 gerichtetes In-
strument der Umweltpolitik geschaffen worden, das sich in verschiedener Hin-
sicht z.T. wesentlich von traditionellen Rechtsnonnen - insbesondere von sol-
chen des UmweltordnWlgsrechts - unterscheidet: 

• Unternehmen können selbst entscheiden, ob sie sich am "EG-Öko-Audit-
System" beteiligen und dementsprechend die Vorgaben der VerordnWlg 
befolgen; die VerordnWlg sieht einen Anreizmechanismus zur Beteili-
gung vor. 

• Die Öffentlichkeit wird durch die regelmäßige VeröffentlichWlg einer 
Umwelterklärung (eine Art Umweltbericht) umfassend in die Umsetzung 
der VerordnWlg einbezogen3• Hierdurch kann eine reflexive SteuefWlg4 

des betrieblichen Umweltschutzes ennöglicht werden. 

• Die VerordnWlg behandelt den betrieblichen Umweltschutz medienüber-
greifend (horizontale Integration); es werden einzelne Umweltmedien (wie 
etwa Boden, Wasser, Luft) nicht isoliert betrachtet. 

• Durch den Aufbau eines verordnWlgskonfonnen Umweltmanagementsy-
sterns wird eine Basis für einen präventiven (im Gegensatz zum nachsor-

1 Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 des Rates vom 29. Juni 1993 über die freiwil-
lige Beteiligung gewerblicher Unternehmen an einem Gemeinschaftssystem fiir das 
Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung, ABlEG L 168 vom 10.07. 
1993, S. 1 ff (im folgenden "EG-Öko-Audit-Verordnung", "EG-Öko-Audit-Sy-
stern", "Gemeinschaftssystem" oder nur "Verordnung"). 

2 1m folgenden wird der Begriff "Unternehmen" statt (richtigerweise) "Unter-
nehmung" verwendet, da die EG-Öko-Audit-Verordnung selbst den ersteren 
durchgängig gebraucht. 

3 So sinngemäß auch Köck, JZ 1995, 643 (647) ("die Öffentlichkeit wird als 
,Wächter' des europäischen Umweltrechts eingesetzt"); Wiebe, NJW 1994, 290, 
(292) ("System öffentlich überwachter Selbstkontrolle"); Klemmer/Meuser, Das 
EG-Umweltaudit - Eine Einführung, S. 30, fügen hinzu, daß durch diese verstärkte 
"Eigenüberwachung" eine Entlastung der staatlichen Kontrollbehörden stattfin-
den solle. 

4 Auf die Bedeutung der Begriffe "reflexive Steuerung" und "reflexives Recht" 
wird im 4. Kap. C. eingegangen. 

3 Nissen 
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genden) betrieblichen Umweltschutz geschaffen5• Ein verbesserter Um-
weltschutz kann hierdurch zwar nicht garantiert werden. Die Aussicht, 
daß sich eine stetige Verbesserung einstellt, ist durch ein installiertes 
Umweltmanagementsystemjedoch als wesentlich größer anzusehen. 

• Die Verordnung erfaßt neben den "Nanogrammen" (die Schadstoff ströme, 
die durch das Ordnungsrecht weitgehend abgedeckt werden) auch die von 
Schmidt-Bleek6 eingeforderten "Megatonnen" (die Ressourcenströme). 

• Mit der Verordnung wird darauf abgezielt, einen Beitrag zur "Nachhalti-
gen Entwicklung" zu leisten. 

• Von besonderer Bedeutung ist auch, daß die EG-Öko-Audit-Verordnung 
das bestehende Umweltrecht ergänzen soll (vertikale Integration). Sie 
baut gewissermaßen auf ihm auf und umfaßt insbesondere bisher nicht 
oder kaum geregelte Bereiche7 wie etwa das betriebliche Energiemanage-
ment, den Ressourcenverbrauch, die Produktplanung und die umweltori-
entierte Mitarbeitermotivation. Hierdurch kann erreicht werden, daß ne-
ben dem Zurückdrängen schädlicher Stoffe in die Umwelt - ein wesentli-
ches Ziel der deutschen Umweltpolitik der letzten 20 Jahre8 - nunmehr 
auch das Augenmerk auf das fiir den globalen Umweltschutz sehr bedeut-
same Energie- und Stoffiußmanagement9 gerichtet wird. 

Zahlreiche Äußerungen im einschlägigen Schrifttum weisen auf die unge-
wöhnliche, mithin gewöhnungsbedÜTftige und mit großen Erwartungshaltungen 
besetzte Regelungsstruktur der Verordnung hin. Hierzu ein Ausschnitt: 

Feldhaus sagt, das EG-Umwelt-Audit sei "ordnungspolitisch ein schillern-
des ( ... ), ein hybrides System, das im Inhalt teils auf selbstgesteckten, teils auf 
staatlich verordneten Umweltzielen (beruhe), in der Umsetzung teils auf Selbst-
kontrolle, teils aufFremdkontrolle ( ... ). In dieser Verknüpfung (liege) gewiß ein 
rechtstheoretischer Reiz, vielleicht aber auch eine rechtspolitische Schwäche."lo 

Ferner fiihrt er aus: "Mit der Verordnung beginnt sich bei uns, ein Um-
weltrecht eigener Art zu entwickeln. Neben das bestehende, weitgehend ord-

5 Auf die Unterscheidung zwischen präventivem und nachsorgendem Umwelt-
schutz wird im 2. Kap. C. IV. 2. eingegangen. 

6 Schmidt-Bleek, Wieviel Umwelt braucht der Mensch?, S. 16 ff. 
7 "Die Verordnung betritt im Bereich des Umweltschutzes ein Aufgabenfeld, das 

bislang weder national noch international rechtlich reglementiert ist." - Knopp, 
EWS 1994, 80. 

8 Schmidt-Bleek, Wieviel Umwelt braucht der Mensch?, S. 15. 
9 Vgl. hierzu: Enquete-Kommission "Schutz des Menschen und der Umwelt", 

Die Industriegesellschaft gestalten, passim. 
10 Feldhaus, Umwelt-Audit und Betriebsorganisation im Umweltrecht, in: Kor-

mann (Hrsg.), S. 9 (18 f.). 
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nungsrechtlich geprägte Umweltrecht tritt das durch Partizipation anwendbare 
Recht des Umwelt-Audit-Systems. Die sich hieraus fiir die Rechtsentwicklung 
und fiir den Umweltschutz selbst ergebenden Konsequenzen können erheblich 
sein. Ob sie es wirklich sind, hängt weitgehend vom Willen der Betroffenen 

b ,,11 a . 

Das "Instrumentarium des Umweltrechts (befinde) sich in der Entwicklung 
vom Hammer zum Computer", konstatiert der Präsident der Europäischen Ge-
sellschaft fiir Umweltrecht, Bothe, bezugnehmend auf die EG-Öko-Audit-
Verordnung anläßlich einer Internationalen U mweltrechtskonferenz 12. 

"Organisationsrechtlich ist der betriebliche Umweltschutz bislang medien-
und aufgabenspezifisch institutionalisiert worden", stellt Scherer13 fest, und 
Dyllick sagt: "Mit der EG-Öko-Audit-Verordnung wird erstmalig ein umfassend 
konzipiertes, systematisches Umweltmanagementsystem fiir die Unterneh-
mensfiihrung vorgelegt und zugleich rechtlich normiert.,,14 

Diese EG-Verordnung kann nach Orts als "the purest and most consciously 
reflexive environmentallaw yet advanced" angesehen werden 15. 

"Als ein funktionales Äquivalent zur fehlenden Vollzugskompetenz setzt die 
EG gezielt die Öffentlichkeit ein,,16. Die Verordnung ist nach Scherer17 daher 
ein Lehrbuchbeispiel fiir eine "rechtliche Steuerung der Selbstregulierung,,\8. 

"An das freiwillig von gewerblichen Unternehmen anzuwendende EG-Ge-
meinschaftssystem fiir das Umweltmanagement und die Umweltbetriebsprüfung, 
wie es in der sog. Öko-Audit-Verordnung (EWG) Nr. 1836/93 geregelt ist, 
wurden große Erwartungen und Hofthungen geknüpft", so die Aussage zahlrei-
cher Bundestagsabgeordneter in einer Kleinen Anfrage an die Bundesregie-

19 rung . 

11 Feldhaus, Umwelt-Audit-Verordnung der EU, in: Nicklisch (Hrsg.), S. 89 ff 
(89). 

12 StüerlRude, DVBI. 1998, 85. 
13 Scherer, NVwZ 1993, 11 (15). 
14 Dy/lick, ZfU 3/1995, 301ff; ähnlich Führ, NVwZ 1993, 858; Knopp, EWS 

1994,80; Kloepfer, NuR 1993,353 (354); KlemmeriMeuser, Das EG-Umweltaudit 
- Eine Einführung, S. 19. 

15 Orts, Northwestern University Law Review 1995, S. 1127 (1233). 
16 Scherer, NVwZ 1993, 11 (15); zustimmend Kloepfer, NuR 1993,353 (355). 
17 Scherer, NVwZ 1993, 11 (16). 
18 Ähnlich Schmidt-Preuß, Umweltschutz ohne Zwang, in: FS Kriele, S. 1157 

(1159): "Das Öko-Audit (läßt) sich ( ... ) als Prototyp gesteuerter Selbstregulierung 
bezeichnen ... 

19 BTDrs. 13/8490, S. I. 
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